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Wer stoppt die Datenschutzrechtsprechung
des EuGH?

Der Datenschutz läuft derzeit Gefahr, sich in eine falsche Richtung zu entwickeln.

Eine der Ursachen dafür ist die Rechtsprechung des EuGH, die den Schutz personen-

bezogener Daten überbetont und andere Rechtsgüter hintanstellt. Der Beitrag

stellt das Wirken des Gerichtshofs in diesen Fragen exemplarisch dar und fragt nach

praktischen Möglichkeiten, dieser Tendenz zu begegnen.

I. Einleitung

[1] Der Datenschutz gerät europaweit unter Druck: Nach
einer Hochphase rund um den Beginn der Geltung der DS-
GVO im Jahr 2018 ist die Erkenntnis gewachsen, dass ein
falsch betriebener Datenschutz unsere Wettbewerbsfähigkeit
schwächt,1 die Entwicklung und Nutzung neuer Technolo-
gien wie KI erschwert, Chancen im Bereich der Forschung
(etwa im Gesundheitssektor) verbaut, mit unangemessenem
Aufwand verbunden sein kann (zB die Arbeitgeber durch
das Recht auf Auskunft nach Art. 15 DS-GVO belastet) und
zu unfairen Ergebnissen führt (bspw. Zugestehen von hohen
Schadenersatzansprüchen für „gefühlte“ Rechtsverletzungen
nach Art. 82 DS-GVO).

[2] Während bislang neben den Schwächen der DS-GVO
vor allem die Aufsichtsbehörden (besonders im föderalen
Deutschland) in der Kritik stehen, lohnt sich der Blick auf die
Gerichte, um etwaige Ursachen für Fehlentwicklungen im
Datenschutz erkennen und einordnen zu können. Hier ist vor
allem der EuGH als Verfechter einer besonders datenschutz-
freundlichen Auslegung der DS-GVO zu nennen, bei dem
ohne Rücksicht auf wirtschaftliche Folgen (man erinnere sich
nur an die EU-US-Datentransfer-Odysseen seit 2015)2 die
Auffassung von einer elementaren Überlegenheit des europä-
ischenDatenschutz-Ansatzes gegenüber den Schutzkonzepten
der USA vertretenwurde.

[3] Kritik an Rechtsprechung ist immer problematisch, zu-
mal jedes Einwirken auf Gerichte wegen deren Unabhängig-
keit von vornherein ausgeschlossen erscheint. Andererseits
gibt es nicht nur ein Recht, Gerichtsentscheidungen zu kriti-
sieren, es gibt auch legitime Möglichkeiten, Rechtsprechung
künftig zum Besseren zu verändern: von der öffentlichen
Aufarbeitung problematischer Entscheidungen über die fach-
liche Diskussion mit Gerichten, etwa in Aufsätzen oder Podi-
umsdiskussionen, bis hin zu einer Veränderung der Gesetzes-
lage, welche auch für die Gerichte verbindlich ist. Positionen
von Gerichten lassen sich also auf legitime Weise ändern –
aber bedürfen sie im Bereich des Datenschutzes der Ände-
rung? Wir meinen: Ja. Exemplarisch soll an vier Beispielen
die Fehljustierung des Datenschutzes durch den EuGH belegt
werden.

II. Wirken des EuGH im Bereich Datenschutz

1. Fehlender Ausgleich des Datenschutzrechts
mit konfligierenden Rechten

[4] Die wohl bekannteste vom EuGH ausgelöste Kontro-
verse im Bereich des Datenschutzes betrifft das Verhältnis
des Datenschutzgrundrechts aus Art. 8 GRCh iVm Art. 7
GRCh zu den anderen Verbürgungen der Grundrechte-Char-
ta. Wer hier, eingedenk der Rechtsprechung etwa des
BVerfG zum schonenden Ausgleich unter prinzipiell gleich
gewichtigen Grundrechten („praktische Konkordanz“),3 er-
warten würde, dass der EuGH das Datenschutzrecht mit
konfligierenden Rechten wie der Ausübung des Gewerbes,
der Eigentums- oder der Berufsfreiheit methodisch korrekt
zum Ausgleich bringt, sieht sich überrascht. Anders als
Erwgr. 4 S. 2 und 3 der DS-GVO vorgibt („Das Recht auf
Schutz der personenbezogenen Daten ist kein uneinge-
schränktes Recht; es muss im Hinblick auf seine gesellschaft-
liche Funktion gesehen und unter Wahrung des Verhältnis-
mäßigkeitsprinzips gegen andere Grundrechte abgewogen
werden.“) und anders als aus Art. 1 I und III DS-GVO her-
vorgeht (Abs. 3: „Der freie Verkehr personenbezogener Da-
ten in der Union darf aus Gründen des Schutzes natürlicher
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten
weder eingeschränkt noch verboten werden.“), sieht sich der
Rechtssuchende inzwischen standardmäßig mit dem Satz des
EuGH konfrontiert: „Vorab ist darauf hinzuweisen, dass das
Ziel der DS-GVO, wie aus ihrem Art. 1 und aus ihren
Erwgr. 1 und 10 hervorgeht, insbesondere darin besteht, ein
hohes Niveau des Schutzes der Grundrechte und Grundfrei-
heiten natürlicher Personen – insbesondere ihres in Art. 8 I
GrCh und in Art. 16 I AEUV verankerten Rechts auf Pri-
vatleben – bei der Verarbeitung personenbezogener Daten zu
gewährleisten.“4
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1 Draghi Report zur Zukunft der Wettbewerbsfähigkeit, 9.9.2024.
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[5] Hierzu beruft sich der EuGH zu Recht auf Erwgr. 10
DS-GVO, der ein „gleichmäßiges und hohes Datenschutz-
niveau für natürliche Personen“ gewährleistet sehen will.
Dabei blendet er aber aus, dass es methodisch immer um
einen Ausgleich konfligierender Grundrechtspositionen ge-
hen muss, was auch Erwgr. 4 DS-GVO vorgibt. Zur Begrün-
dung seiner systematischen Überbewertung des Datenschut-
zes verweist der EuGH auf Rechtsprechungsketten, welche
schließlich bei der Rechtssache Lindquist5 enden. Dort heißt
es zunächst wenig spektakulär in Rn. 3, die EU-Daten-
schutz-RL bezwecke den Schutz der Grundrechte und
Grundfreiheiten und insbesondere den Schutz der Privat-
sphäre natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten. Rn. 50 führt weiter aus, dass angesichts
des Zweckes der EU-Datenschutz-RL der in ihrem Art. 8 I
verwendete Begriff „Daten über Gesundheit“ weit, auf kör-
perliche wie psychische Aspekte bezogen, auszulegen sei.
Eine Aussage zum Verhältnis zu anderen Grundrechten trifft
die Lindquist-Entscheidung also gerade nicht, eine grund-
rechtsfreundlich weite Auslegung einzelner Tatbestands-
merkmale der EU-Datenschutz-RL bedeutet ja noch keines-
wegs ein grundsätzliches Prä gegenüber anderen Grundrech-
ten.

[6] Eine solch prinzipielle Höherbewertung des Daten-
schutzgrundrechts liegt auch keineswegs auf der Rechtspre-
chungslinie des EuGH in anderen Fallkonstellationen: So
führte der Gerichtshof 2022 zutreffend aus, das Recht auf
Schutz personenbezogener Daten sei kein uneingeschränktes
Recht, sondern, wie in Erwgr. 4 der DS-GVO ausgeführt, im
Hinblick auf seine gesellschaftliche Funktion zu sehen und
unter Wahrung des Verhältnismäßigkeitsprinzips gegen an-
dere Grundrechte abzuwägen.6 Dort heißt es – zutreffend –
weiter: „Art. 52 I der Charta lässt insoweit Einschränkungen
der Ausübung von Rechten wie derjenigen zu, die in ihren
Art. 7 und 8 verankert sind, sofern diese Einschränkungen
gesetzlich vorgesehen sind, den Wesensgehalt dieser Rechte
und Freiheiten achten und unter Wahrung des Grundsatzes
der Verhältnismäßigkeit erforderlich sind und den von der
Union anerkannten dem Gemeinwohl dienenden Zielsetzun-
gen oder den Erfordernissen des Schutzes der Rechte und
Freiheiten anderer tatsächlich entsprechen.“7 Auch die Me-
thodik der Abwägung zwischen verschiedenen einschlägigen
Grundrechten wird hier vom EuGH richtig angewandt,
wenn er ausführt, die DS-GVO und vor allem Art. 17 III
Buchst. a DS-GVO verlangten ausdrücklich eine Abwägung
zwischen Art. 7 und 8 GRCh (Achtung des Privatlebens und
auf Schutz personenbezogener Daten) einerseits und Art. 11
GRCh (Grundrecht auf freie Information) andererseits.8 Wa-
rum aber in zahlreichen aktuellen Judikaten Erwgr. 4 DS-
GVO, der gerade das Verhältnis zu anderen Grundrechten
betrifft, keine Erwähnung findet, bleibt rätselhaft und führt
zu einer verfassungsrechtlich nur schwer zu rechtfertigenden
Dominanz des Datenschutzgrundrechts gegenüber allen an-
deren geschützten Belangen. Die Warnung davor, dass diese
Rechtsprechung den Datenschutz zunehmend in eine Art
„Supergrundrecht“ umwandelt, ist daher nicht aus der Luft
gegriffen.9

2. Gesetzlich nicht gedeckter Vorrang der Ein-
willigung gem. Art. 6 I Buchst. a DS-GVO

[7] Rechtsmethodisch problematisch agiert der EuGH auch
an anderer Stelle: Art. 6 I DS-GVO benennt in Buchst. a–f

abschließend sechs Rechtmäßigkeitsbedingungen der Ver-
arbeitung personenbezogener Daten und listet diese mit dem
Zusatz auf, dass „mindestens eine der nachstehenden Bedin-
gungen“ erfüllt sein muss. Anhaltspunkte für eine Rangfolge
dieser Rechtmäßigkeitsbedingungen liefert die DS-GVO also
gerade nicht. Sie geht vielmehr von deren Austauschbarkeit
aus (vgl. etwa Art. 17 I Buchst. b DS-GVO, wo von „einer
anderweitigen Rechtsgrundlage für die Verarbeitung“ die
Rede ist). Dennoch behauptet der EuGH inzwischen regel-
mäßig – und nach hiesiger Ansicht regelmäßig ohne über-
zeugende Begründung – eine solche Rangfolge zwischen
Art. 6 I Buchst. a gegenüber Buchst. b–f DS-GVO. So führt
der EuGH etwa in seiner Entscheidung vom 12.9.202410 an,
dass mangels Einwilligung die in Art. 6 I Buchst. b–f DS-
GVO vorgesehenen Rechtfertigungsgründe eng auszulegen
seien, da sie dazu führen könnten, dass eine Verarbeitung
personenbezogener Daten trotz fehlender Einwilligung der
betroffenen Person rechtmäßig ist. Auf gleicher Linie liegt
seine Entscheidung vom 4.10.2024,11 wonach die Möglich-
keit der Einwilligung vorrangig vor Art. 6 I Buchst. f DS-
GVO einzustufen sei.

[8] Für eine solche Abstufung lassen sich zwar Gründe
erwägen, etwa die Nähe der Einwilligung zur „klassischen“
Grundrechtsausübung im Rahmen der informationellen
Selbstbestimmung. Zwingend sind solche Gründe aber nicht,
und – wichtiger noch – sie haben keinen Niederschlag im
Gesetzestext gefunden. Die Behauptung einer solchen Rang-
folge ist auch folgenreich, bindet sie doch Datenverarbeitun-
gen wesentlich stärker an den Willen des Betroffenen zurück
und beschränkt die (gesetzlich eingeräumten) Möglichkeiten
des Verantwortlichen, auf Grundlage eigener Abwägungs-
entscheidungen rechtmäßig Daten zu verarbeiten (Art. 6 I
Buchst. f DS-GVO).

3. Restriktive Auslegung der Erforderlichkeit

[9] Ähnliche methodische Ungereimtheiten finden sich
beim EuGH etwa auch bei der übersteigert engen Auslegung
des im europäischen Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ver-
ankerten Erforderlichkeitsprinzips (vgl. Art. 5 I Buchst. c, 6
Buchst. b–f DS-GVO) im Sinne von „objektiv unerlässlich“12

bzw. „absolut notwendig“.13 Diese Handhabung schränkt
die Verarbeitungsmöglichkeiten erheblich ein, verschiebt sie
doch die übliche Auslegung (nach der „erforderlich“ dahin-
gehend verstanden wird, dass es kein milderes Mittel gibt,
vergleichbar milde Mittel also nebeneinander bestehen kön-

5 EuGH ECLI:EU:C:2003:596 = EuZW 2004, 245 noch zur Daten-
schutz-RL von 1995.

6 EuGH ECLI:EU:C:2022:962 Rn. 56 = NJW 2023, 747 – Google.
7 EuGH ECLI:EU:C:2022:962 Rn. 57 = NJW 2023, 747 – Google.
8 EuGH ECLI:EU:C:2022:962 Rn. 58 = NJW 2023, 747 – Google; ähn-

lich überzeugend auch EuGH ECLI:EU:C:2023:986 Rn. 56 = NJW
2024, 1091, besprochen von Mörsdorf/Momtazi NJW 2024, 1074.

9 Wybitul becklink 2036364.
10 EuGH ECLI:EU:C:2024:738 Rn. 37 = NJW 2024, 3637 – HTB Neunte

Immobilien Portfolio unter Verweis auf EuGH ECLI:EU:C:2023:537 =
NJW 2023, 2997, besprochen von König NJW 2023, 2979 – Meta
Platforms.

11 EuGH ECLI:EU:C:2024:858 Rn. 30 f. = NJW 2024, 3769 mAnm
Hansch NJW 2024, 3733 – Koninklijke Nederlandse Lawn Tennis-
bond.

12 EuGH ECLI:EU:C:2025:2 Rn. 33 = NJW 2025, 807 – Mousse; so auch
EuGH ECLI:EU:C:2024:738 Rn. 43 = NJW 2024, 3637 – HTB Neunte
Immobilien Portfolio.

13 EuGH ECLI:EU:C:2024:738 Rn. 76 = NJW 2024, 3637 – HTB Neunte
Immobilien Portfolio.
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nen) hin zu einer extremen Auslegung (wonach „erforder-
lich“ das mildeste Mittel bedeutet).

4. Eingriff in die Verarbeitungszwecke von
Verantwortlichen

[10] Noch augenscheinlicher wird die einseitig daten-
schutzfreundliche Rechtsprechung des EuGH in Fällen wie
Mousse:14 Hier greift das Gericht sogar in Zwecksetzungen
des Verantwortlichen ein. Obwohl die DS-GVO dem Ver-
antwortlichen denkbar weit letztlich nur illegale Zweckset-
zungen unterbindet (vgl. Art. 5 I Buchst. b DS-GVO),15 de-
finiert der EuGH die Zwecke der französischen Bahn SNCF
(Erbringung einer Transportdienstleistung auf eine den Kun-
den wertschätzende Art)16 um (Hauptgegenstand des Ver-
trags sei die Transportdienstleistung, die Art und Weise der
Leistungserbringung sei nebensächlich) und begrenzt die
breitere Zwecksetzung mittels des (eng verstandenen, siehe
oben unter Rn. 9) Erforderlichkeitsprinzips. So erscheine
eine Personalisierung der geschäftlichen Kommunikation
durch die SNCF anhand der Anrede „weder objektiv un-
erlässlich noch wesentlich, um die ordnungsgemäße Erfül-
lung des betreffenden Vertrags (…) zu ermöglichen“17. Hier
legt der EuGH die Verarbeitungszwecke fest, nicht die ver-
antwortliche SNCF.

[11] Gerichte, die sich bei der Rechtsprechung von den
zugrundeliegenden rechtsmethodischen Grundlagen18 lösen,
handeln außerhalb ihrer Kompetenzen. Was das für die
Rechtsprechung des EuGH bedeutet und wie man rechtskon-
form gegensteuern kann, soll näher untersucht werden.

III. Skizzierung von Gegenmaßnahmen

1. Rechtliche Bindungen des EuGH öffentlich
aufrufen

[12] Eine erste Möglichkeit, legitime Kritik am EuGH zu
äußern, besteht darin, dessen rechtliche Bindungen öffentlich
aufzurufen, etwa in wissenschaftlichen Stellungnahmen oder
im öffentlichen Fachdiskurs. Denn der EuGH „thront“ kei-
neswegs über der Unionsrechtsordnung, er ist und bleibt ihr
unterworfen.

a) Bestehende rechtliche Bindungen des EuGH

[13] Der EuGH darf als Organ der Union (Art. 13 I 2
EUV) nur nach Maßgabe der ihm in den Verträgen zugewie-
senen Befugnisse nach den Verfahren, Bedingungen und Zie-
len handeln, die in den Verträgen festgelegt sind (sog.
„Grundsatz der begrenzten Organkompetenz“, Art. 13 II 1
EUV)19. Dies ist im Zusammenhang mit dem in Art. 5 I, II
EUV niedergelegten Grundsatz der begrenzten Einzel-
ermächtigung zu lesen: Der EuGH darf also nur bei gleich-
zeitigem Vorliegen seiner durch Art. 5 I EUV in Verbindung
mit der jeweiligen Kompetenznorm zu bestimmenden Ver-
bandskompetenz und seiner durch Art. 13 II 1 EUV in Ver-
bindung mit der jeweiligen Kompetenznorm zu bestimmen-
den Organkompetenz handeln.20 Es besteht gerade keine
umfassende Zuständigkeit der Unionsgerichtsbarkeit für alle
das Unionrecht betreffenden Streitigkeiten kein Aufgaben-
oder Zuständigkeitserfindungsrecht des EuGH.21

[14] Aus diesem Zuständigkeitsprinzip und der Formulie-
rung von Art. 13 I 2 EUV lässt sich zugleich ableiten, dass

der EuGH selbst rechtlich an die EU-Verträge gebunden ist.
Andernfalls könnte er sich auch nicht die Wahrung des
Unionsrechts gem. Art. 19 I 2 EUV auf die Fahne schreiben.
Somit ist der EuGH auch dem in Art. 2 und Art. 10 EUV
niedergelegten Demokratie- und Rechtstaatsprinzip ver-
pflichtet. Effektiviert wird dies durch die Einhaltung der
rechtswissenschaftlich entwickelten Maßgaben der Rechts-
methodik.

[15] Darüber hinaus bindet Art. 6 III EUV die Unionsorga-
ne, einschließlich des EuGH, an die Grundrechte als all-
gemeine Rechtsgrundsätze, wie sie sich aus der EMRK und
den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitglied-
staaten ergeben. In der Praxis wird daraus eine mittelbare
Bindung der Unionsorgane an die EMRK abgeleitet.22 Zu-
dem ist die EMRK insofern für den EuGH von Bedeutung,
als sie gem. Art. 52 III GRCh als Mindeststandard für den
Schutzgehalt der Grundrechte der GRCh angesehen wird.23

An Letztere ist der EuGH gem. Art. 51 I GRCh gebunden;24

besonders relevant für sein Handeln sind die justiziellen
Rechte der Art. 47–50 GRCh. Entscheidet der EuGH – wie
an den oben genannten Beispielen erörtert – jenseits der
Grenzen juristischer Methodik, handelt er außerhalb seiner
Organkompetenz.

[16] Im Rahmen rechtsstaatlicher Strukturen kann man
sicherlich davon ausgehen, dass die öffentliche, sowohl den
EuGH als auch die anderen Organe erreichende Erinnerung
an diese Pflichten, einen Prozess der Selbstprüfung und gege-
benenfalls -korrektur in Gang setzen wird. Da der EuGH
sich selbst als rechtsstaatlich gebundenes Organ versteht, ist
davon auszugehen, dass der öffentlich geäußerte Zweifel
daran, dass er seine Kompetenzgrenzen beachtet, vom EuGH
nicht im Bewusstsein seiner Machtfülle und formalen Un-
angreifbarkeit ignoriert werden, sondern, so ist zu hoffen, zu
einem informellen Prüfprozess in der Richterschaft führen.
Diese rechtsstaatliche Selbstvergewisserung, ob er die Gren-
zen seiner Rechts- und Gesetzesbindung überschritten hat,
ist zwar kein transparenter Prozess, denn er wird von außen
nicht einsehbar sein und vom Gericht auch nicht nach außen
getragen werden. Dennoch ist er – gerade weil die Richter-
schaft hohen Wert auf die Legitimität ihres Richtens legen
dürfte – keineswegs aussichtslos.

[17] Ergebnis dieses Prozesses kann die bei passender Gele-
genheit stattfindende Korrektur der eigenen Rechtspre-
chungslinien sein; hier erscheint es keineswegs ausgeschlos-
sen, dass ein Spruchkörper eingedenk öffentlicher Kritik sei-
ne Begründungsleistungen ergänzt. Allerdings bleibt diese
Strategie eine „weiche“, auf die inneren Stärken des EuGH
setzende, die aber, gerade weil sie diese interne Reflexion

14 EuGH ECLI:EU:C:2025:2 = NJW 2025, 807 – Mousse.
15 Dabei belässt es die DS-GVO bei formalen Anforderungen zur Be-

stimmtheit und Dokumentation der Zwecksetzung, vgl. Art. 5 I
Buchst. b, 13 I Buchst. c, 14 I Buchst. c DS-GVO.

16 EuGH ECLI:EU:C:2025:2 Rn. 36 ff. = NJW 2025, 807 – Mousse.
17 EuGH ECLI:EU:C:2025:2 Rn. 39 = NJW 2025, 807 – Mousse.
18 Dazu ausführlich Brink Über die richterliche Entscheidungsbegrün-

dung, 1996.
19 Pechstein/Nowak/Häde FK-EUV/GRC/AEUV, 2. Aufl. 2023, EUV

Art. 13 Rn. 16.
20 Pechstein/Nowak/Häde, 2. Aufl. 2023, EUV Art. 13 Rn. 16.
21 Calliess/Ruffert/Wegener EUV/AEUV, 6. Aufl. 2022, EUV Art. 19

Rn. 4.
22 Schroeder GK EuropaR, 8. Aufl. 2024, § 2 Rn. 54.
23 Pechstein/Nowak/Häde/Pache, 2. Aufl. 2023, GRCh Art. 52 Rn. 46.
24 Schwarze EU-Kommentar, 4. Aufl. 2018, GRCh Art. 51 Rn. 10.
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nicht erzwingen kann, besonders gut mit dem Gebot richter-
licher Unabhängigkeit harmoniert.

b) Verpflichtung des EuGH durch Art. 41 GRCh („Recht
auf eine gute Verwaltung“)?

[18] Etwas anderes würde gelten, wenn der EuGH durch
Art. 41 GRCh gebunden würde, wonach ein subjektiv-öf-
fentliches Recht der Bürger der EU auf eine „gute Verwal-
tung“ besteht, und dieser Anspruch eingeklagt werden könn-
te. Art. 41 GRCh gewährt jeder Person ein Recht darauf,
dass ihre Angelegenheiten von den Organen und Einrichtun-
gen der Union unparteiisch, gerecht und innerhalb einer
angemessenen Frist behandelt werden (Abs. 1). Dieses Recht
umfasst insbesondere die Verpflichtung der Verwaltung, ihre
Entscheidungen zu begründen (Abs. 2 Buchst. c). In systema-
tischer Hinsicht enthalten die Absätze 1 und 2 also ein über-
greifendes Grundrecht25 mit einer Reihe von Teilrechten, vor
allem dem Anspruch auf rechtliches Gehör sowie korrespon-
dierende Begründungspflichten der (materiell-rechtlich ver-
standenen) Verwaltung.26

[19] Die EU-Grundrechte-Charta verweist dabei teilweise
auf weiteres EU-Primärrecht; speziell für die Pflicht zur Be-
gründung27 wird etwa auf Art. 296 AEUV und allgemein auf
die Vorgabe einer offenen, effizienten und unabhängigen
europäischen Verwaltung in Art. 298 AEUV verwiesen.28

Art. 41 GRCh gewährt zudem das Recht auf „faires Ver-
waltungsverfahren“,29 welches der EuGH als allgemeinen
Grundsatz des Unionsrechts einordnet.30

[20] Ein im Kontext der Rechtsmethodik noch wirksame-
rer Hebel wäre die Bindung des Gerichtshofs an die Begrün-
dungspflicht des Art. 41 II Buchst. c GRCh iVm Art. 296 II
AEUV: Diese könnte den EuGH zu gerichtsinternem Diskus
und sorgfältigeren Begründungen zwingen, die ihn vor
rechtsmethodischen Grenzübertritten und letztlich falschen
Entscheidungen bewahren.

[21] Gegen die Geltung von Art. 41 GRCh gegenüber dem
EuGH spricht jedoch, dass in der Überschrift sowie in
Art. 41 II Buchst. c GRCh gerade der Begriff „Verwaltung“
gewählt wurde und keiner, der nach formalem Verständnis
auch die Rechtsprechung einschließen würde.

[22] Obwohl der EuGH vom Wortlaut des Art. 41 GRCh
also nicht erfasst wird, sind die dort festgeschriebenen
Grundsätze der Transparenz und Richtigkeit für alle europä-
ischen Organe bedeutsam, so dass er diese Bestimmung – ge-
nau wie die bereits genannte öffentliche Kritik – als Appell
zugunsten einer sorgsamen, rechtsmethodischen Maßstäben
genügenden Begründung verstehen sollte.

2. Anrufung des BVerfG (Ultra-Vires-
Vorbehalt)

[23] Soweit Judikate des EuGH sich von ihren Kompetenz-
grundlagen lösen und dabei in mitgliedstaatliche Kom-
petenzsphären eingreifen, könnten mitgliedstaatliche Instan-
zen wie das BVerfG angerufen werden, um diesen Übergriff
abzuwehren. Bei der Ultra-Vires-Kontrolle von unionalen
Maßnahmen handelt es sich um einen Reservevorbehalt des
BVerfG, der dem grundsätzlichen Vorrang des Unionsrechts
in Ausnahmefällen eine Grenze setzt.31 Ansatzpunkt dieser
Rechtsprechung ist, dass jede Unionsmaßnahme von Art. 23
I GG und dem deutschen Zustimmungsgesetz zu den Unions-

verträgen („Integrationsprogramm“) gedeckt sein muss.32

Erst über diese „Brücke“ der Übertragung von Hoheitsrech-
ten auf die EU entfaltet das Unionsrecht in der deutschen
Rechtsordnung überhaupt Geltung und Vorrang – die Union
hat keine „Kompetenz-Kompetenz“.33

[24] Bei der Ultra-Vires-Kontrolle prüft das BVerfG, ob ein
Unionsorgan durch eine Maßnahme die Grenzen dieser
übertragenen Hoheitsrechte überschritten und damit „ultra
vires“, also „außerhalb seiner Befugnisse“, gehandelt hat.34

[25] Die Annahme eines Ultra-Vires-Aktes eines EU-Or-
gans – auch des EuGH – unterliegt strengen, vom BVerfG
aufgestellten Voraussetzungen. Zunächst muss der fest-
zustellende Kompetenzverstoß hinreichend qualifiziert sein.
Dazu muss erstens eine offensichtliche Kompetenzüber-
schreitung des Unionsorgans vorliegen. Zweitens muss im
Gefüge der Zuständigkeiten zwischen den Mitgliedstaaten
und der Union im Hinblick auf den Grundsatz der begrenz-
ten Einzelermächtigung (vgl. Art. 5 I 1 EUV) eine strukturell
bedeutsame Verschiebung im Kompetenzgefüge zulasten der
Mitgliedstaaten stattfinden („Systemrelevanz“).35 Daneben
gibt es eine prozedurale Voraussetzung: Das BVerfG muss
vor der Nichtanwendung des Unionsakts wegen Kompetenz-
widrigkeit dem EuGH die Frage nach der Gültigkeit bzw.
Auslegung des Unionsaktes im Wege des Vorabentschei-
dungsverfahrens gem. Art. 267 AEUV vorlegen, bevor es
selbst über eine etwaige Kompetenzüberschreitung entschei-
det. Dies ist Ausdruck des Kooperationsverhältnisses zwi-
schen EuGH und BVerfG.36

[26] Im Jahr 2020 hat das BVerfG in der PSPP-Entschei-
dung erstmals ein Urteil des EuGH als „ultra vires“ qualifi-
ziert. Der EuGH hatte, nachdem er vom BVerfG im Wege
des Vorabentscheidungsverfahrens diesbezüglich angerufen
worden war, den Beschluss der EZB zum Public Sector Pur-
chase Programme (PSPP) über den Ankauf von Anleihen der
Mitgliedstaaten am Finanzmarkt für unionsrechtmäßig er-
klärt. Das BVerfG hingegen vertrat im PSPP-Urteil den
Standpunkt, dass die EZB ihre währungspolitischen Kom-
petenzen überschritten habe und daher auch die Vorabent-
scheidung des EuGH einen qualifizierten Kompetenzverstoß
darstelle.

[27] Aus dem PSPP-Urteil lässt sich, da das BVerfG dies als
Begründung für den Ultra-Vires-Akt nennt, für eine Ausnah-
me vom Vorrang von EuGH-Entscheidungen die zusätzliche
einschränkende Voraussetzung ableiten, dass die Auslegung
der Verträge durch den EuGH „schlechterdings nicht mehr
nachvollziehbar“ und daher „objektiv willkürlich“ sein
muss.37

25 Jarass GRCh, 4. Aufl. 2021, GRCh Art. 41 Rn. 2; Heselhaus/Nowak
EU-Grundrechte-HdB/Heselhaus, 2. Aufl. 2020, § 61 Rn. 22.

26 Jarass GRCh, 4. Aufl. 2021, GRCh Art. 41 Rn. 2.
27 Jarass GRCh, 4. Aufl. 2021, GRCh Art. 41 Rn. 2.
28 Charta-Erläuterungen, ABl 2007 C 303, 28.
29 Streinz EUV/AEUV/Streinz, 3. Aufl. 2018, GRCh Art. 41 Rn. 8.
30 EuGH ECLI:EU:C:2017:839 Rn. 39 = BeckEuRS 2017, 525942 – LS

Custom Services; s. dazu auch Heselhaus/Nowak EU-GrundrechteHdB/
Nowak, 2. Aufl. 2020, § 57 Rn. 8.

31 Langenfeld/Wischhoff JuS 2024, 22; Herdegen/Masing/Poscher/Gärditz
VerfassungsR-HdB, 2021, § 2 Rn. 102.

32 Schroeder GK EuropaR, 8. Aufl. 2024, § 5 Rn. 32.
33 Streinz EuropaR, 12. Aufl. 2023, Rn. 243.
34 Langenfeld/Wischhoff JuS 2024, 22 (23).
35 BVerfGE 126, 286 (1) = NJW 2010, 3422 – Honeywell; Streinz,

12. Aufl. 2023, Rn. 259; Langenfeld/Wischhoff JuS 2024, 22 (23).
36 Schroeder GK EuropaR, 8. Aufl. 2024, § 5 Rn. 35.
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[28] Die Ultra-Vires-Kontrolle kann im Wege etwa der
abstrakten oder konkreten Normenkontrolle, des Bund-Län-
der-Streits oder als Verfassungsbeschwerde vor dem BVerfG
geltend gemacht werden.

[29] Zu beachten ist allerdings, dass in Verfahren vor dem
BVerfG nur Maßnahmen und Unterlassungen deutscher Ho-
heitsträger tauglicher Prüfungsgegenstand sind. Somit kom-
men als Beschwerdegegenstand etwa der nationale Umset-
zungsakt oder die Verletzung der Pflicht des Staatsorgans,
die Wahrung der Grenzen des Rechtsanwendungsbefehls si-
cherzustellen, in Betracht.38 Prüfungsmaßstab des BVerfG ist
allein die Subsidiaritätsanforderung des Art. 23 I GG.39

Praktisch lässt sich der konkrete Inhalt des innerstaatlichen
Zustimmungsgesetzes aber nur durch Rückgriff auf dessen
Bezugspunkt, das EU-Primärrecht bestimmen,40 womit Uni-
onsrecht oft als Vorfrage der Verfassungsmäßigkeit von
Handlungen deutscher Staatsorgane rechtlicher Überprüfung
unterliegt.41

[30] Im Rahmen von Verfassungsbeschwerden kann ein
Beschwerdeführer zum einen unter Berufung auf das ein-
schlägige Freiheitsgrundrecht (ggf. iVm Art. 20 III GG) ei-
nen Ultra-Vires-Akt eines EU-Organs geltend machen.42 Da-
neben sichert auch das Wahlrecht gem. Art. 38 I 1 GG dem
Bürger demokratische Einflussmöglichkeiten im europä-
ischen Integrationsprozess. Das BVerfG erkennt an, dass
nicht nur die konkret vom Unionsakt Betroffenen, sondern
alle Wahlberechtigten ein Recht darauf haben, dass eine Ver-
lagerung von Hoheitsrechten nur in den dafür vorgesehenen
Formen von Art. 23 I GG und Art. 79 II GG erfolgt („An-
spruch auf Demokratie“43).44 Eine Verfassungsbeschwerde
gegen einen europäischen Ultra-Vires-Akt kann also auch
auf Art. 38 I 1 GG gestützt werden. Damit wurde vom
BVerfG eine Art „Popularklage“45 etabliert und dieser
Rechtsbehelf im PSPP-Urteil erfolgreich genutzt.

[31] Hier öffnet sich eine durchaus relevante Möglichkeit,
methodisch angreifbare Judikate des EuGH anzugreifen –
und das BVerfG scheint (erstaunlicherweise) nicht abgeneigt
zu sein, seine Rechtsprechung gegen den EuGH zu wenden.

[32] Dennoch bleibt fraglich, welchen Erfolg ein solches
Vorgehen angesichts problematischer Rechtsprechung des
EuGH im Bereich des Datenschutzes verspricht. Zum einen
müsste das BVerfG, seiner eigenen Linie folgend, Fragen der
Auslegung von EU-Recht zunächst dem EuGH im Rahmen
des angenommenen Kooperationsverhältnisses vorlegen. Ein
Einlenken des EuGH im Vorabentscheidungsverfahren er-
scheint dann, wenn die Kompetenzwidrigkeit der Judikate
des EuGH selbst Vorlagegegenstand ist, wenig aussichts-
reich. Zudem müssten Konstellationen vorliegen, bei denen
die „ausbrechende“ Judikatur des EuGH deutsche Grund-
rechte oder Art. 38 I 1 GG iVm Art. 20 I, II GG verletzt. Ob
und wann dies der Fall ist, bedürfte jedenfalls sehr sorgfälti-
ger Einzelfallprüfung.

3. Anrufung des EGMR

[33] Darüber hinaus fragt sich, ob der EGMR angerufen
werden kann, wenn der EuGH die in der EMRK gewähr-
leisteten Grundrechte durch rechtsmethodisch angreifbare
Rechtsprechung verletzt.

[34] Die Europäische Union konnte die EMRK nicht selbst
unterzeichnen, da sie kein Staat ist und somit kein Mitglied

des Europarats. Die Mitgliedstaaten des Europarats haben
aber in Zusatzprotokoll Nr. 14 zur EMRK mit dem ergänz-
ten Art. 59 II EMRK den Beitritt der Union zur EMRK
ermöglicht.46 Seit dem Vertrag von Lissabon aus dem Jahr
2007 sieht auch Art. 6 II EUV den Beitritt der EU zur EMRK
vor. Bei Umsetzung dieser Vorgabe würde die EMRK für
den EuGH (gem. Art. 216 II AEUV) bindend und er müsste
sich der Kontrolle des EGMR unterwerfen.47

[35] Allerdings scheint es nicht so, als würde diese Ver-
pflichtung aus Art. 6 II EUV in absehbarer Zeit erfüllt. Denn
in seinem Gutachten vom 18.12.2014 hat der EuGH die
Übereinkunft über den Beitritt der EU zur EMRK für mit
dem Unionsrecht unvereinbar erklärt. Einer der für den
EuGH tragenden Gründe dieser Beurteilung ist, dass durch
den Beitritt die „Verfassungsstruktur der Union“48 und mit
ihr auch die Rolle des EuGH verändert würden. Im Mittel-
punkt der Union stünden die Charta-Grundrechte, die im
Sinne der Ziele der Union auszulegen seien.49 Auch im Übri-
gen müsse die Einheitlichkeit bei der Auslegung des Unions-
rechts gewahrt sein.50 Daher könne die Bindung des EuGH
an Entscheidungen des EGMR nicht für die Auslegung des
EU-Verfassungsrechts durch den EuGH gelten.51

[36] Aus alledem lässt sich schließen, dass der EuGH sich
einem Beitritt zur EMRK jedenfalls so lange verschließen
wird, wie er sich um die Verfassungsstruktur der EU sorgt.52

Gewendet auf die hier untersuchte Frage, ob die Anrufung
des EGMR gegen kompetenzüberschreitende Entscheidun-
gen des EuGH möglich erscheint, ist daher zu antworten,
dass dies jedenfalls derzeit wenig Erfolg verspricht, da der
EuGH eine Unterwerfung unter die Entscheidung des EGMR
mit hoher Wahrscheinlichkeit ablehnen würde. Damit hätte
selbst ein obsiegendes Urteil beim EGMR allenfalls die infor-
mellen Konsequenzen, wie wenn rechtliche Bindungen des
EuGH öffentlich aufgerufen werden (Rn. 13 ff.).

4. Anrufung des EuGH selbst

[37] Weiter lohnt die Untersuchung, ob der EuGH nicht
selbst (erneut) mit dem Ziel angerufen werden kann, seine
Rechtsprechung durch Selbstkontrolle zu verändern.

[38] Das Verfahren, mit dem man sich gegen rechtswidrige
Handlungen von Unionsorganen zur Wehr setzen kann, ist
die Nichtigkeitsklage gem. Art. 263 AEUV. Allerdings sind
in Art. 263 I 1 AEUV die passiv parteifähigen Organe der
Union enumerativ aufgezählt und der EuGH selbst gehört

37
BVerfGE 154, 17 Rn. 118 = NJW 2020, 1647 – PSPP.
38 Langenfeld/Wischhoff JuS 2024, 22 (23).
39 Streinz, 12. Aufl. 2023, Rn. 243.
40 Wendel ZaöRV 74 (2014), 615, 629.
41 Sodan/Schmahl GG, 5. Aufl. 2024,& GG Art. 23 Rn. 29, .
42 BVerfG NJW 2025, 3765 Rn. 120.
43 Sodan/Schmahl, 5. Aufl. 2024,& GG Art. 23 Rn. 29.
44 BVerfGE 134, 366 Rn. 53 = NJW 2014, 907 = NJW 2017, 3073 Ls. –

OMT-Vorlage.
45 Sodan/Schmahl, 5. Aufl. 2024,& GG Art. 23 Rn. 29.
46 Schroeder GK EuropaR, 8. Aufl. 2024, § 2 Rn. 53.
47 Streinz/Huber, 3. Aufl. 2018, EUV Art. 19 Rn. 101.
48 EuGH Gutachten 2/13, ECLI:EU:C:2014:2454 Rn. 165.
49 EuGH Gutachten 2/13, ECLI:EU:C:2014:2454 Rn. 169 f.
50 EuGH Gutachten 2/13, ECLI:EU:C:2014:2454 Rn. 174.
51 EuGH Gutachten 2/13, ECLI:EU:C:2014:2454 Rn. 186.
52 Herdegen EuropaR, 25. Aufl. 2025, § 8 Rn. 57.
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nicht dazu. Seine Handlungen können mithin nicht im Wege
der Nichtigkeitsklage kontrolliert werden.

[39] Jedoch kann, wenn in der Eingangsinstanz das EuG
(s. Art. 19 I 1 Var. 2 EUV) zuständig ist, gem. Art. 256 I 2
AEUV iVm Art. 56 EuGH-Satzung ein auf Rechtsfragen be-
schränktes Rechtsmittel beim EuGH eingelegt werden. Inso-
weit gibt es also durchaus eine Kontrolle innerhalb des Ge-
richtssystems der Union.

[40] Ist der EuGH und nicht das EuG zuständig, gibt es
allerdings nur wenige Möglichkeiten, auf Abänderung einer
bereits getroffenen Entscheidung dieses Gerichts hinzuwir-
ken: Gemäß Art. 154 I EuGHVfO können Schreib- oder
Rechenfehler und offenbare Unrichtigkeiten in Entscheidun-
gen des EuGH unter anderem auf Antrag einer Partei berich-
tigt werden. Gemäß Art. 157 EuGHVfO iVm Art. 42
EuGH-Satzung können Stellen der Union und alle sonstigen
natürlichen und juristischen Personen Drittwiderspruch ge-
gen ein Urteil erheben, wenn dieses ihre Rechte beeinträch-
tigt und in einem Rechtsstreit erlassen worden ist, an dem sie
nicht teilgenommen haben. Nach Art. 158 EuGHVfO iVm
Art. 43 EuGH-Satzung ist der EuGH verpflichtet, bei be-
rechtigtem Interesse auf Antrag einer Partei oder eines Uni-
onsorgans eine Entscheidung auszulegen, wenn Zweifel über
deren Sinn und Tragweite bestehen. Schließlich kann
gem. Art. 159 EuGHVfO nach Art. 44 EuGH-Satzung bei
nachträglichem Bekanntwerden von Tatsachen die Wieder-
aufnahme des Verfahrens beim EuGH beantragt werden.

[41] Zwar tun sich hier durchaus Möglichkeiten auf, den
EuGH gegen seine eigene Judikatur anzurufen – die Erfolgs-
aussichten einer solchen Klage bleiben aber recht gering.

5. Der Gesetzgeber muss es richten

[42] Wirksame Änderung verspricht derzeit daher nur eine
Reform der DS-GVO selbst. Sie kann die Schieflage der
Datenschutzrechtsprechung beseitigen, indem sie die Geset-
zesbindung des EuGH zu einer Korrektur seiner Rechtspre-
chung nutzt. Das aktuell laufende Omnibus-Verfahren zur
Änderung der DS-GVO und weiterer Digitalrechtsakte der
Union kann dafür ein geeigneter Rahmen sein. Am 19.11.
2025 hat die Europäische Kommission Vorschläge zur Än-
derung der Digitalrechtsakte („Digital Omnibus“) vor-
gelegt.53 Darin reagiert sie auf aktuelle Rechtsprechung des
EuGH – etwa wenn sie in Art. 4 Nr. 1 S. 2 DS-GVO-E den
sogenannten relativen Personenbezug festschreibt, wonach

eine Person nicht als für jede Stelle identifizierbar gelten soll,
nur weil es einer anderen Stelle möglich ist, einen solchen
Personenbezug herzustellen. Hier knüpft sie bekräftigend an
aktuelle Rechtsprechung des EuGH54 an; der Gesetzgeber
kann aber natürlich auch abweichende Maßstäbe setzen und
so den EuGH „umdirigieren“. Das tut die Kommission etwa,
wenn sie eine Rückwirkung auf die Beurteilung des Per-
sonenbezugs für den Fall ausschließt, dass spätere Empfän-
ger nach allgemeinem Ermessen über Mittel verfügen, einen
Personenbezug herzustellen (Art. 4 Nr. 1 S. 4 DS-GVO-E).
Hier schlägt die Kommission eine Korrektur der Rechtspre-
chung des EuGH in der Rs. Gesamtverband Autoteile-Han-
del55 vor, die als dogmatisch inkonsequent eingestuft wurde.

[43] Ähnlich kritisch behandelt die Kommission die Recht-
sprechung des EuGH zum Recht auf Auskunft und Kopie
(Art. 15 I und III DS-GVO). Dieser hatte im Jahr 2023 –
entgegen einer umstrittenen Ansicht in Rechtsprechung56

und Literatur –57 einen Rechtsmissbrauch abgelehnt, wenn
die betroffene Person andere Motive als die Überprüfung der
Rechtmäßigkeit der Verarbeitung (Erwgr. 63 S. 1 DS-GVO)
verfolgt.58 Die nun vorgeschlagene Einschränkung des Aus-
kunftsrechts (Art. 12 V DS-GVO-E) nimmt einen Miss-
brauch des Auskunftsrechts an, wenn das Ersuchen anderen
Zwecken als dem Schutz ihrer Daten dient. Damit würde der
EuGH seine bisherige Rechtsprechungslinie zu Art. 15 DS-
GVO nicht mehr fortsetzen können.

III. Fazit

[44] Die Rechtsprechung des EuGH im Bereich des Daten-
schutzes überschreitet nach hier vertretener Ansicht regel-
mäßig rechtsmethodische Grenzen und bevorzugt einseitig
das Grundrecht auf Datenschutz. Das kann selbst Daten-
schützer nicht erfreuen, denn solche Rechtsanwendung über-
zeugt nicht nur rechtlich nicht, sie ist unseres Erachtens auch
nicht nachhaltig. Gegen solche Judikate des EuGH gibt es
rechtskonforme Gegenmaßnahmen: Abgesehen von der öf-
fentlichen Debatte und – in Ausnahmefällen – der Anrufung
des BVerfG erscheinen diese jedoch wenig erfolgverspre-
chend. Wirksame Änderung verspricht derzeit daher nur eine
Reform der DS-GVO selbst, die die Schieflage der Daten-
schutzrechtsprechung beseitigen kann. Das aktuell laufende
Omnibus-Verfahren zur Änderung der DS-GVO und wei-
terer Digitalrechtsakte der Union kann dafür der geeignete
Rahmen sein. &

53 COM 2025/0360 (COD); das EU-Parlament hat das Gesetz am 26.3.
2026 beschlossen, sodass nun der Trilog beginnt.

54 EuGH ECLI:EU:C:2025:645 Rn. 82 = NJW 2025, 3415 – EDSB/SRB.
55 EuGH ECLI:EU:C:2023:837 Rn. 46 u. 49 – Gesamtverband Autoteile-

Handel (Zugang zu Fahrzeuginformationen); zitiert auch in EuGH
ECLI:EU:C:2025:645 Rn. 84 = NJW 2025, 3415 – EDSB/SRB.

56 Etwa OLG Hamm ZD 2022, 237 Rn. 10 f. = NJOZ 2022, 1487; OLG
Nürnberg ZD 2022, 463 Rn. 27 f.; offengelassen von BVerwGE 177,
211 = NJW 2023, 1079; anders aber BGH ZD 2022, 497 Rn. 19 in
seinem Vorlagebeschluss an den EuGH; OLG Köln ZD 2022, 619
Rn. 52 f.; OLG Celle ZD 2023, 275 Rn. 73 = NJOZ 2023, 875.

57 Etwa Ehmann/Selmayr/Heckmann/Paschke DS-GVO, 3. Aufl. 2024,
DS-GVO Art. 12 Rn. 43; Ligocki/Sosna/Meyer ZD 2025, 137 (141);
Härting CR 2019, 219 (224); aA etwa Simitis/Hornung/Spiecker gen.
Döhmann/Dix Datenschutzrecht, 2. Aufl. 2025, DS-GVO Art. 15
Rn. 33; Kühling/Buchner/Bäcker DS-GVO/BDSG, 4. Aufl. 2024, DS-
GVO Art. 15 Rn. 42c f.

58 EuGH ECLI:EU:C:2023:811 Rn. 43 ff. = NJW 2023, 3481 – FT/DW;
siehe zur Exzessivität bereits eines ersten Auskunftsantrags EuGH
ECLI:EU:C:2026:216 = NJW 2026, 579 – Brillen Rottler.
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